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Kreis Lippe 
 
407 5. Änderungssatzung vom 16.06.2020 der Sat-

zung über die Durchführung der Sozialhilfe 
und der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung im Kreis Lippe vom 
07.01.2005 

 
Aufgrund des § 5 Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (KrO NW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S. 646), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 
NRW. S. 759), und des § 99 Abs. 1 Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch (SGB XII – Sozialhilfe – vom 27.12.2003 
(BGBl. i S. 3022) in der z. Z. gültigen Fassung in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 1 des Landesausführungsgesetzes zum 
Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII – Sozialhilfe für 
das Land Nordrhein-Westfalen (AG-SGB XII NRW) vom 
16.12.2004 in der z. Z. gültigen Fassung hat der Kreistag 
des Kreises Lippe in seiner Sitzung am 15.06.2020 folgen-
de Änderungssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
§ 4 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
1. In Nr. 5 werden die Worte „Eingliederungshilfe für be-

hinderte Menschen gem. §§ 53 bis 60 SGB XII“ durch 
die Worte „Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem dritten 
Kapitel SGB XII und Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach dem vierten Ka-
pitel SGB XII für Personen, die in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen betreut werden oder denen ein 
persönlicher Wohnraum nach § 42a Abs. 2 Satz 3 SGB 
XII zur Nutzung überlassen wurde („besondere Wohn-
form“)“ ersetzt. 

 
2. In Nr. 9 werden die Buchstaben a) und b) gestrichen 

und nach dem Wort „für“ die Worte „Personen, die das 
65. Lebensjahr vollendet haben und stationäre Hilfe zur 
Pflege erhalten,“ angefügt. 

 
§ 2 

 
Die Änderung der Satzung über die Durchführung der So-
zialhilfe und der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung im Kreis Lippe tritt rückwirkend zum 
01.01.2020 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Änderungssatzung über die Durchfüh-
rung der Sozialhilfe und der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung im Kreis Lippe wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften nach der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung  nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
 
 
 
 

 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c)  der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Kreis vorher gerügt und damit die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, 16.06.2020 
 
 
gez. 
Der Landrat 
Dr. Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
408 Satzung über Elternbeiträge für die Inan-

spruchnahme von Kindertageseinrichtungen 
für Kinder und in Kindertagespflege im örtli-
chen Zuständigkeitsbereich des Jugendamts 
des Kreises Lippe vom 16.06.2020 

 
Der Kreistag des Kreises Lippe hat in seiner Sitzung vom 
15.06.2020 gemäß § 51 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) 
vom 03.12.2019 und § 5 Abs. 1 und 2 der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2018 (GV. NRW. S. 759, 2019 S.23) die folgende 
Satzung beschlossen:  
 
§ 1 Geltungsbereich 
 
1Diese Satzung gilt für die Erhebung von Beiträgen von El-
tern der Kinder, die Kindertageseinrichtungen im Sinn von 
§ 1 KiBiz im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Jugend-
amts des Kreises Lippe in Anspruch nehmen. 
 
2Diese Satzung gilt auch für Eltern von Kindern, die eine 
Kindertageseinrichtung außerhalb des örtlichen Zuständig-
keitsbereiches des Jugendamtes des Kreises Lippe in An-
spruch nehmen, soweit sie ihren Wohnsitz im Jugendamts-
bezirk des Kreises Lippe haben und ein Kostenausgleich 
durch das aufnehmende örtlich zuständige Jugendamt 
nach § 49 KiBiz geltend gemacht wird. 
 
3Die Satzung gilt auch für Eltern von Kindern mit Wohnsitz 
im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Kreises Lippe, die 
Angebote der Kindertagespflege im Sinn von § 1 KiBiz in 
Anspruch nehmen, deren Kosten durch das Jugendamt 
des Kreises Lippe getragen werden. 
 
4Eltern im Sinne dieser Satzung sind die jeweiligen Erzie-
hungsberechtigten gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 KiBiz i.V.m. § 
7 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. Nr. 5 Achtes Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), 
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5Ein Kindergartenjahr entspricht dem Schuljahr, es beginnt 
am 1. August und endet am 31. Juli des folgenden Jahres. 
 
§ 2 Beitragspflicht 
 
(1) 1Die Eltern von Kindern, die eine Einrichtung im Sinn 
von § 1 KiBiz in Anspruch nehmen, haben entsprechend 
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffent-
lich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten zu 
entrichten. 2Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusam-
men, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.  
 
(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflege-
eltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuerge-
setz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, 
die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern.  
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner.  
 
(4) 1Von den Beitragsschuldnern wird ein monatlicher öf-
fentlich-rechtlicher Beitrag zu den Jahresbetriebskosten der 
in Anspruch genommenen Einrichtung erhoben. 
 
 2Beitragszeitraum ist grundsätzlich das Kindergartenjahr. 
 
3Bei unterjährigen Anmeldungen (z. B. bei Wohnortwech-
sel) beginnt die Beitragspflicht mit dem Ersten des Monats, 
in den das vertragliche Aufnahmedatum fällt.  
 
4Die Beitragspflicht bei Inanspruchnahme von Plätzen in 
Kindertageseinrichtungen endet bei unterjährigen Abmel-
dungen mit Ablauf des Monats, in dem das vertragliche Be-
treuungsverhältnis endet.  
 
5Die Beitragspflicht bei Inanspruchnahme von Plätzen in 
Kindertagespflege endet bei unterjährigen Abmeldungen 
spätestens mit Ablauf des Monats, der dem Monat, in den 
die Kündigung des Betreuungsplatzes fällt, folgt. 
 
6Die Beitragspflicht besteht unabhängig von der tatsächli-
chen Nutzung des zur Verfügung stehenden Platzes.  
 
7Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Ein-
richtung nicht berührt.   
 
§ 3 Höhe der Elternbeiträge  
 
(1) Für die Bemessung des Elternbeitrags ist der zeitliche 
Umfang, der zwischen Eltern und der Kindertageseinrich-
tung/Kindertagespflege vereinbarten Betreuung pro Wo-
che, sowie die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Bei-
tragsschuldner ausschlaggebend.  
 
(2) 1Vom maßgeblichen Einkommen (§ 4 Abs. 5) ist, ab-
hängig von der wöchentlichen Betreuungszeit, ein Prozent-
satz als Elternbeitrag zu zahlen.  
 
2Im Bereich der Kindertageseinrichtungen beträgt dieser 
Satz für eine vereinbarte Betreuungszeit von 25 Wochen-
stunden 4,41 Prozent, für eine vereinbarte Betreuungszeit 
von 35 Wochenstunden 4,64 Prozent und für eine verein-
barte Betreuungszeit von 45 Wochenstunden 7,13 Prozent.  
 
 
 
 
 
 

 
3Im Bereich der Kindertagespflege beträgt dieser Satz für 
eine vereinbarte Betreuungszeit von bis zu 25 Wochen-
stunden 4,41 Prozent, für eine vereinbarte Betreuungszeit 
von bis zu 35 Wochenstunden 4,64 Prozent und für eine 
vereinbarte Betreuungszeit von mehr als 35 Wochenstun-
den 7,13 Prozent. 
 
4Bei kombinierter Betreuung in Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege wird nur ein Beitrag erhoben. 
 
 
5Maßgeblich ist dann der Prozentsatz der nächsthöheren 
Betreuungszeit, soweit dieser nicht bereits 7,13 Prozent 
beträgt.  
 
6Der monatliche Elternbeitrag wird kaufmännisch auf volle 
Euro gerundet. 7Elternbeiträge, die monatlich 6 Euro nicht 
erreichen, werden nicht erhoben.  
 
(3) Im Fall des § 2 Abs. 2 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, 
der sich nach einem Elterneinkommen von 24.000 Euro 
(vor Abzug des Grundfreibetrags) ergeben würde, es sei 
denn, nach Abs. 2 ergibt sich ein niedrigerer Beitrag.  
 
(4) 1Bei der Aufnahme, zu Beginn eines jeden Kindergar-
tenjahres und danach auf Verlangen haben die Eltern dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzugeben 
und nachzuweisen, welches Einkommen ihren Elternbei-
trägen zu Grunde zu legen ist.  
2Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den ge-
forderten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten.  
 
(5) 1Werden zwei oder mehr Kinder im Haushalt der Eltern 
oder von Personen, die nach § 2 Abs. 1 an die Stelle der 
Eltern treten, gleichzeitig in einer Kindertageseinrichtung 
oder in Kindestagespflege betreut, so entfallen die Beiträge 
für das zweite und jedes weitere Kind.  
 
2Sofern Kinder gem. § 50 Abs. 1 KiBiz von den Elternbei-
trägen befreit sind, sind auch die Geschwisterkinder im 
Sinne des Satzes 1, die gleichzeitig in einer Kindertages-
einrichtung oder in der Kindestagespflege betreut werden, 
beitragsfrei.  
 
3Ergeben sich ohne Beitragsbefreiung nach Satz 1 unter-
schiedlich hohe Elternbeiträge, so ist der Elternbeitrag für 
die höchste in Anspruch genommene Betreuungszeit zu 
zahlen.  
 
(6) Sofern und solange den Eltern oder dem Kind Geldleis-
tungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Grund-
sicherung für Arbeitssuchende, Arbeitslosengeld II), nach 
dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch (Sozialhilfe) oder nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz gewährt werden, die der Grundsicherung die-
nen oder Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
erhalten, wird kein Elternbeitrag erhoben. 
 
§ 4 Einkommen 
 
(1) 1Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe 
der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1, 
2 und 5a, Satz 2 des Einkommenssteuergesetzes.  
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2Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten 
und mit Verlusten des zusammenveranlagten Ehegatten ist 
nicht zulässig.  
 
3Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie 
Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des 
Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für 
die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt 
wird, hinzuzurechnen.  
 
4Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und 
entsprechenden Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. 
 
5Das Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Erzie-
hungszeitgesetz (BEEG) ist bis zur in § 10 BEEG bestimm-
ten Höhe nicht dem Einkommen hinzuzurechnen.  
 
6Sonderausgaben werden, mit Ausnahme der nach § 2 
Abs. 5a EStG steuerlich anerkannten Kinderbetreuungs-
kosten, nicht berücksichtigt. 
 
(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Man-
dats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Aus-
scheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren 
Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach 
Abs. 1 ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der 
Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder auf 
Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen.  
 
(3) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 
Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibe-
träge von dem, nach diesem Absatz, ermittelten Einkom-
men abzuziehen.  
 
(4) 1Maßgebend für die Bemessung der Beitragshöhe ist 
das Jahreseinkommen im jeweiligen Kalenderjahr.  
 
2Solange das Jahreseinkommen nicht feststeht, ist von 
dem zu erwartenden Jahreseinkommen auszugehen.  
 
3In diesem Fall sind zu erwartende Sonder- und Einmal-
zahlungen, die im laufenden Jahr anfallen, hinzuzurech-
nen.  
 
4Das Jahreseinkommen ist auch dann für die Bemessung 
der Beitragshöhe maßgeblich, wenn das Kind nicht wäh-
rend des ganzen Kalenderjahres eine Einrichtung im Sinne 
des § 1 KiBiz in Anspruch nimmt bzw. genommen hat. 
 
(5) Das maßgebliche Einkommen ist das nach den Absät-
zen 1 bis 4 errechnete Jahreseinkommen, höchstens 
75.000 Euro, vermindert um den doppelten Grundfreibetrag 
nach § 32a, Abs. 1 Nr. 1 – Einkommensteuertarif - des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG). 
 
(6) Wesentliche Änderungen der Einkommensverhältnisse, 
die zu einer Neufestsetzung der Elternbeiträge führen kön-
nen, sind unverzüglich anzugeben.  
§ 5 Festsetzung und Fälligkeit der Elternbeiträge 
 
(1) 1Die Elternbeiträge werden vom örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe erhoben.  
 
2Über die Höhe und die Fälligkeit der Elternbeiträge wird 
den Beitragspflichtigen ein Bescheid erteilt.  
 

 
(2) 1Die Elternbeiträge werden grundsätzlich für ein Kalen-
derjahr festgesetzt.  
 
2Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist das 
Jahreseinkommen.  
 
3Im Rahmen der erstmaligen Ermittlung des Jahresein-
kommens oder im Rahmen einer zu aktualisierenden Be-
rechnung aufgrund von Änderungen in den wirtschaftlichen 
Verhältnissen sind die voraussichtlichen Einkünfte für das 
gesamte Jahr nach pflichtgemäßem Ermessen zu ermit-
teln.  
 
4Die Beitragsfestsetzung zu Beginn des Kindergartenjahres 
erfolgt durch einen vorläufigen Bescheid. 
 

5Der Elternbeitrag soll ab dem Kalendermonat, in dem eine 
nichtunwesentliche Änderung des zu erwartenden Jahres-
einkommens eintritt, neu festgesetzt werden.  
 
6Die endgültige Festsetzung des Kindergartenbeitrages er-
folgt rückwirkend, nach Ende des Kalenderjahres, nach 
Vorlage entsprechender Belege wie z. B. des Steuerbe-
scheides.  
 
7Wird dabei festgestellt, dass sich Änderungen der Ein-
kommensverhältnisse ergeben haben, die zur Zugrundele-
gung eines anderen Elternbeitrages führen, so ist der Bei-
trag ggf. auch rückwirkend neu festzusetzen. 
 
(3) Wenn Beitragsschuldner, die nach § 3 Abs. 6 von der 
Beitragszahlung befreit sind, nur während eines Teils des 
Jahres die Voraussetzungen des § 3 Abs. 6 erfüllen, wer-
den sie abweichend von Absatz 2 für die übrigen Monate 
so gestellt, als würde sich das dann erzielte Einkommen 
auf das ganze Jahr erstrecken.  
 
(4) 1Der Elternbeitrag ist jeweils zum 15. eines jeden Mo-
nats an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu 
entrichten.  
 
2Geht der Bescheid den Beitragspflichtigen erst nach ei-
nem der Fälligkeitstermine zu, so ist die Beitragsschuld für 
den oder die vorangegangenen Fälligkeitstermine zum 
nächsten Fälligkeitstermin zu entrichten.  
 
§ 6 Bußgeldvorschriften 
 
(1) 1Ordnungswidrig handelt, wer die in § 3 Abs. 4 oder die 
in § 4 Abs. 6 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll-
ständig macht.  
 
2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000 Euro geahndet werden.  
 
(2) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
der Kreis Lippe, der Landrat. 
 
§ 7 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 1. August 2020 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt Satzung über Elternbeiträge für die In-
anspruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder und in 
Kindertagespflege im örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts des Kreises Lippe vom  
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21.01.2008, zuletzt geändert durch 9. Änderungssatzung 
vom 04.04.2019, außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über Elternbeiträge für die Inan-
spruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder und in 
Kindertagespflege im örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Jugendamts des Kreises Lippe vom 16.06.2020 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gem. § 5 Absatz 6 KrO NRW wird hiermit darauf hingewie-
sen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 

c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift oder die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 16.06.2020 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
gez.  
Dr. Axel Lehmann 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
409 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0168 

"Hermann-Löns-Straße“, Ortsteil Bad Salzuflen 
 - Satzungsbeschluss 
 

Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen 
vom 13.05.2020 

 
Satzungsbeschluss  
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Hermann-Löns-
Straße“, Ortsteil Bad Salzuflen, in der Fassung vom 
14.02.2020 wird gemäß §§ 2 und 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 13a BauGB und der §§ 7 
und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) als Satzung beschlossen. 
Die zugehörige Begründung in der Fassung vom 
14.02.2020 wird ebenfalls beschlossen.   
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 0168 „Hermann-Löns-Straße“, Ortsteil Bad Salzuflen 
sind aus dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten 
Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1.Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 0168 „Hermann-Löns-Straße“, Ortsteil 
Bad Salzuflen in Kraft. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 0168 „Her-
mann-Löns-Straße“, Ortsteil Bad Salzuflen wird mit der Be-
gründung gemäß § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst 
Stadtplanung und Umwelt der Stadt Bad Salzuflen, Ru-
dolph-Brandes-Allee 14, 1. Obergeschoss, während der 
allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Zusätzlich können die rechtskräftigen 
Bebauungspläne auf der Internetseite der Stadt Bad Sal-
zuflen eingesehen werden (www.bad-
salzuflen.de/rechtskraeftige-bebauungsplaene). 
 
Im Rahmen der Schutzmaßnahmen zur Verringerung der 
Verbreitung des Corona-Virus werden alle Personen, die 
die Planunterlagen vor Ort einsehen wollen, gebeten, sich 
telefonisch unter 05222-9520 oder per Email unter stadt-
planung@bad-salzuflen.de anzumelden. Nach terminlicher 
Absprache wird Ihnen der Eingang zum Fachdienst Stadt-
planung und Umwelt geöffnet. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Einsichtnahme auf Grund des Infektionsschutzes 
nur Einzeln erfolgen kann.  
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorganges,  
 

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Entschädi-
gung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 12.06.2020  
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Roland Thomas 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
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Stadt Blomberg 
 
410 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Stadt Blomberg zum 31.12.2018 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 GO NRW in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Blomberg am 19.12.2019 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahres-
abschluss zum 31.12.2018 durch Beschluss festgestellt 
und dem Bürgermeister uneingeschränkt Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 ist gemäß § 96 Abs. 
2 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 10.01.2020 
angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Die Ergebnis- und Finanzrechnung 
sowie die Bilanz sind als Anlagen beigefügt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2018 liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 26.06.2020 bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses während der Dienststunden (mon-
tags – freitags von 08.00 – 12.00 Uhr, Montag und Diens-
tag von 14.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag 14.00 – 18.00 Uhr) 
im Fachbereich 20 - Kämmerei und Finanzen - (Am Martini-
turm 1, 32825 Blomberg) öffentlich aus. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de (Service & Verwaltung/Bürgerberatung/Öffentliche 
Bekanntmachungen) einsehbar. 
 
Blomberg, den 11.06.2020 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Geise 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
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Stadt Detmold 
 
411 Bekanntmachung zur Wahl des Integrationsra-

tes der Stadt Detmold  
 -Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen- 
 
Gemäß § 27 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen für die Wahl des Integrationsrates der Stadt 
Detmold am 13. September 2020 auf. 

 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Detmold, -Wahl-
team-, Paulinenstr. 45, Gebäude der Bürgerberatung (1. 
OG, Zimmer 1.02), 32756 Detmold während der Dienst-
stunden (montags bis donnerstags 8 Uhr – 12 Uhr und 14 
Uhr bis 16 Uhr, sowie freitags von 8 Uhr – 12 Uhr), kosten-
los abgegeben werden. 
 
Für die Wahl des zum Integrationsrat gelten unbeschadet 
der Wahlordnung der Stadt Detmold die §§ 2, 5 Absatz 1, 
§§ 9 bis 13, 24 bis 27, 30,  34 bis 46, 47 Satz 1 sowie § 48 
Kommunalwahlgesetz (KWahlG) in der zur Zeit geltenden 
Fassung. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1.  Allgemeines 
 

1.1 Für die Stadt Detmold wird für die Dauer der 
Wahlzeit des Rates ein Integrationsrat gebildet, für 
den 15 Mitglieder zu wählen sind. 

 
1.2 Die Mitglieder werden vom Rat zu einem Drittel 

nach dem für die Ausschüsse geltenden Verfah-
ren aus seiner Mitte zu zwei Dritteln nach den 
Bestimmungen des § 27 GO NRW nach Listen 
oder Einzelbewerbern von den Wahlberechtigten 
gewählt. Für die Mitglieder nach Listen und die 
Einzelbewerber können Stellvertreter gewählt 
werden. 

 
1.3 Das Gebiet, für das der Integrationsrat gewählt 

wird, ist die Stadt Detmold. 
 
2.  Wahlberechtigung 
 
 Wahlberechtigt ist gem. § 6 der Wahlordnung der 

Stadt Detmold, wer 
 

1.  nicht Deutscher im Sinne des Artikel 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes ist, 

 
2.  eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, 
 
3.  die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürge-

rung erhalten hat oder 
 
 
 
 
 

 
4.  die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Abs. 3 

des Staatsangehörigkeitengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
102-1, veröffentlicht bereinigte Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. 
August 2019 (BGBl. I S. 1124), erworben hat. 

 
 Darüber hinaus muss die Person am Wahltag 
 

1.  16 Jahre alt sein (13. September 2004 oder früher 
geboren) 

2.  sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet 
rechtmäßig aufhalten und 

3.  mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl in der 
Stadt Detmold  ihre Hauptwohnung haben (28. 
August 2020 und länger). 

 
 Nicht wahlberechtigt sind 
 
 Ausländerinnen und Ausländer, 
 

1.  auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I 
S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 15. August 2019 (BGBl. I. S. 1294), 
nach seinem § 1 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 keine An-
wendung findet oder 

 
2.  die Asylbewerberinnen oder Asylbewerber sind. 

 
3.  Wählbarkeit 
 
 Wählbar sind gem. § 8 der Wahlordnung der Stadt 

Detmold, 
 

-  alle unter Punkt 2 genannten Wahlberechtigten, 
-  die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet 

haben, 
-  mindestens seit drei Monaten vor der Wahl in 

Detmold ihre Hauptwohnung haben, 
-  sich mindestens seit einem Jahr im Bundesgebiet 

rechtmäßig aufhalten 
-  sowie alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt Det-

mold. 
 

3.1 Nicht wählbar ist, wer am Wahltag Ausländer ist, 
auf den das Aufenthaltsgesetz nach seinem § 1 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 keine Anwendung findet oder 
wer Asylbewerber ist.  

 Nicht wählbar ist ferner, wer am Wahltag infolge 
Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land für die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

 
4.  Wahlvorschläge 
 
 4.1 Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahl-

berechtigten (Listenvorschlag) oder einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerber) eingereicht 
werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen. 

 
4.2 Als Wahlbewerber kann jede wählbare Person 

genannt werden, sofern er seine Zustimmung 
schriftlich erteilt; die Zustimmung ist unwiderruf-
lich. 
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4.3 Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung 

der den Wahlvorschlag einreichenden Gruppe un-
terzeichnet sein und den Nachweis erhalten, dass 
sie einen nach demokratischen Grundsätzen ge-
wählten Vorstand besitzt und die Benennung und 
Aufstellung der Bewerber einschließlich ihrer 
Stellvertreter nach demokratischen Grundsätzen, 
insbesondere nach geheimer Abstimmung, erfolgt 
ist. 

 
4.4 Dem Wahlvorschlag für einen Einzelbewerber 

kann ein persönlicher Stellvertreter zugeordnet 
werden. 

 
4.5 Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familienna-

men, die Staatsangehörigkeit, das Geburtsdatum, 
den Geburtsort, den Beruf, die Anschrift der 
Hauptwohnung des Wahlbewerbers sowie des 
Stellvertreters (bei Listenwahlvorschlägen) enthal-
ten. 

 
4.6 Jeder Wahlvorschlag muss als „Listenwahlvor-

schlag“ oder als „Einzelbewerber“ gekennzeichnet 
sein und mit einer Bezeichnung des Wahlvor-
schlags versehen sein.  

 Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name des ersten 
Bewerbers an die Stelle der Wahlvorschlagsbe-
zeichnung. 

 
4.7 In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauens-

person und eine stellvertretende Vertrauensper-
son bezeichnet sein. 

 
4.8 Die Wahlvorschläge sind in Block- oder Maschi-

nenschrift in lateinischen Buchstaben abzufassen. 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl zum Integrationsrat  sind 
bis  
 
spätestens am Donnerstag, den 16. Juli 2020, 18.00 Uhr 
 
(59. Tag vor der Wahl -gesetzliche Ausschlussfrist-) beim 
Wahlleiter der Stadt Detmold, Fachbereich 3, -Wahlteam-, 
Paulinenstr. 45 (1. OG, Zimmer 1.02), 32756 Detmold, ein-
zureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig, 
vor diesem Termin, einzureichen, damit etwaige Mängel 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Wahlvorschläge sind ungültig, wenn sie nicht rechtzeitig 
eingereicht oder nicht den Anforderungen des § 10 der 
Wahlordnung entsprechen 
 
Detmold, den 12. Juni 2020 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl des Integrationsrates 
der Stadt Detmold 
 
 
(Heller) 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
 

 
412 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Detmold (Wahl im Wahlbezirk und Wahl aus 
der Reserveliste) und für die Wahl des Bür-
germeisters im Jahr 2020 Änderung meiner 
Aufforderung vom 10.03.2020 

 (Kreisblatt des Kreises Lippe vom 25.03.2020) 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05. Mai 2020  
GV.NRW. S. 312d),  in Verbindung mit dem Gesetz für die 
Durchführung der Kommunalwahlen im Jahr 2020 (GV. 
NRW 2020 S. 379) fordere ich hiermit zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Außerdem fordere ich hiermit gem. § 75 b KWahlO zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen für die Wahl  
 
- des Bürgermeisters 

 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Detmold,  - Wahlte-
am -, Paulinenstr. 45, Gebäude der Bürgerberatung 
(1. OG, Zimmer 1.02), 32756 Detmold, während der 
Dienststunden kostenlos abgegeben werden.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetz - KWahlG - in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 1998 Seite 454, berichtigt Seite 509 und 1999 
Seite 70), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 05. Mai 2020 (GV NRW 2020 S. 312d), des Gesetzes 
für die Durchführung der Kommunalwahlen im Jahr 2020 
(GV. NRW 2020 S. 379) und der §§ 25, 26 und 31 sowie 
der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Gegenüber meiner Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen vom 10.03.2020 haben sich Änderungen 
in der Anzahl der notwendigen Anzahl beizubringender Un-
terstützungsunterschriften und des letzten Termins für die 
Einreichung der Wahlvorschläge (Ausschlussfrist) ergeben. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbe-
zeichnungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 

1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 
Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von diesen al-
lerdings keine Reserveliste, eingereicht werden.  
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1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wähler-gruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im 
Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine 
derartige Versammlung nicht zustande, so kann die 
Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in einer Ver-
sammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar.  
Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist gegenüber dem Wahlleiter nach, dass für ihn im 
Melderegister eine Auskunftssperre nach den melde-
rechtlichen Vorschriften eingetragen ist, ist bei der 
Bekanntmachung der Bewerber anstelle von Wohnort 
und E-Mail-Adresse oder Postfach eine Erreichbar-
keitsanschrift zu verwenden, die sich ebenfalls aus 
der Angabe einer Gemeinde mit PLZ und einer E-
Mail-Adresse oder eines Postfachs zusammensetzt.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Ent-
sprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber auf der Reserveliste und für die Be-
stimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber für ei-
nen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer 
am Tage des Zusammentritts der Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur 
gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts 
der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind frühestens ab dem 42. Monat nach 
Beginn der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahl-
bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe 
der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu 
wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hier-
für vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss ei-
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch 
erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen.  

  
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschiene-
nen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten und 
Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmten Teilnehmer ge-
genüber dem Wahlleiter an Eides Statt zu versichern, 
dass die Wahl der Bewerber für die Vertretung in ge-
heimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reser-
velisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch  

 

 
 darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Rei-

henfolge der Bewerber und die Bestimmung der Er-
satzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Nieder-
schrift und der Versicherung an Eides statt bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in 
der Vertretung des Kreises Lippe, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie 
einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm 
hat. Dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Ta-
ge der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestä-
tigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Sat-
zung und Programm von Parteien und Wählergrup-
pen eingereicht werden können, hat das Innenminis-
terium nach dem Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
am 09. Dezember 2019 öffentlich bekannt gemacht 
(MBl. NRW Nr. 27/2019 Seiten 762 – 764). 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters kön-

nen auch von Parteien und Wählergruppen gemein-
sam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Be-
werber entweder in einer gemeinsamen Versamm-
lung oder in getrennten Versammlungen der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger zu wählen.  

 Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen 
keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber wäh-
len und zur Wahl vorschlagen. 
 

 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters 
soll nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO 
eingereicht werden. Er muss enthalten: 

 
 -  den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; andere Wahlvorschläge können durch 
ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekenn-
zeichnet werden; 

 
 -  Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

 
 Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften 

der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten. 
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2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen muss von der für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitungen aller beteiligten Parteien oder 
Wählergruppen unterzeichnet sein und soll anschlie-
ßend von allen Trägern des Walvorschlags gemein-
sam eingereicht werden. Bei anderen Wahlvorschlä-
gen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 138 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich 
und handschriftlich  unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. 

 Dies gilt jedoch nicht, wenn der bisherige Bürgermeis-
ter oder Landrat als Bewerber vorgeschlagen wird. 
Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ord-
nungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gülti-
gen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht wer-
den.  

 Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahl-
vorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genann-
ten Parteien und Wählergruppen fallen,.  

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 138 Wahl-

berechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c 
zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu be-
achten: 

 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergrup-
pe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei 
Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familien-
name, Vorname und Wohnort des vorzuschlagen-
den Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat 
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu ver-
merken. 

 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag 

unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unterschreiben; neben 
der Unterschrift sind Familienname, Vornamen, 
Geburtsdatum, Anschrift (Hauptwohnung) des Un-
terzeichners anzugeben. 

 
- Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt o-

der gesondert eine Bescheinigung der Stadt Det-
mold nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO 
beizufügen, dass er im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. 

 
- Ein Wahlberechtiger darf nur einen Wahlvorschlag 

derselben Art (also nur einen Wahlvorschlag für 
die direkte Wahl im Wahlbezirk und nur für eine 
Reserveliste sowie nur einen Wahlvorschlag für 
die Wahl des Bürgermeisters) unterzeichnen; hat 
jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, 
so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Wahl 

 
vorschlägen ungültig. Die Unterzeichnung durch 
den Bewerber ist zulässig, wenn dieser in der 
Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
- Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 

dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch 
eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; die Er-
klärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgege-
ben werden. Dabei hat der Bewerber zu versi-
chern, dass er für keine andere Wahl zum Bür-
germeister oder Landrat kandidiert. Die ordnungs-
gemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO erteilt 
werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung des Bewerbers mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, 
soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der 
Versicherung an Eides Statt einem anderen Wahl-
vorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (s. auch 1.2 
Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 
 

3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbindung 

mit der Satzung der Verringerung der Zahl der in den 
Rat der Stadt Detmold zu wählenden Vertreter vom 
23. Mai 2003 sind 

 
 für die Stadt Detmold 46 Vertreter, davon 
 23 in Wahlbezirken zu wählen.  
 
 Auf die Bekanntmachung über die geänderte Abgren-

zung der Wahlbezirke der Stadt Detmold vom 03. 
März 2020 weise ich ausdrücklich hin. Sie kann je-
derzeit beim Wahlleiter der Stadt Detmold, Fachbe-
reich 3, -Wahlteam-, Paulinenstr. 45 Gebäude der 
Bürgerberatung, (1. Obergeschoss, Zimmer 1.02), 
32756 Detmold während der Dienststunden eingese-
hen werden. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten: 

 
- den Namen und ggf die Kurzbezeichnung der Par-

tei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern  

-  
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können durch ein Kennwort gekennzeichnet wer-
den; 

 
- Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach (Hauptwohnung), sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die Be-
schäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, an-
zugeben. 

 
 Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 

der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten. 

 
3.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Un-
terzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten. 

 
3.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen fer-
ner von mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahlbe-
zirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die Wahl-
berechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechti-
gung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht recht-
zeitig erbracht werden. 

 
3.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 3 Wahlberechtigten unterzeichnet sein. 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 

 
 Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der 

Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Be-
werber ist zulässig. 

 
3.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die Er-
klärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgege-
ben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe ei-
nes gültigen Wahlvorschlags. 

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt 
werden. 

 
 
 

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, 
soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der 
Versicherung an Eides statt einem anderen Wahl-
vorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (s. auch 1.2 
Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 

Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungs-
verhältnis sowie im Falle des § 13 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe b oder d KWahlG auch die ausgeübte 
Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur Behebung 
von Zweifeln für erforderlich hält. 
 

4.  Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 für die Reserveliste können nur Bewerber      benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftre-
ten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlge-
biet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten: 

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht. 
 
- Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach (Hauptwohnung), sowie 
Staatsangehörigkeit der Bewerber in erkennbarer 
Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern 
nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie 
angestellt sind, anzugeben. 

 
 Die Reserveliste soll ferner Name und Anschrift der 

Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten. 

 
 Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 

ein Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im Übri-
gen, Ersatzbewerber für einen Wahlbezirk oder für ei-
nen auf einer Reserveliste aufgestellten Bewerber 
sein soll. 

 
4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewer-

ber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf der 
Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 
16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner 
enthalten: 

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden  

Bewerbers; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu erset-
zende Bewerber aufgestellt ist. 
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4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 37 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein.  

 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 37 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschrif-
ten auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der 
Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforde-
rung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei 
oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeich-
nung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zustimmungser-
klärung der Bewerber ist auf der Reserveliste nach 
dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem 
Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer 
Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, so-
weit Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk auf-
gestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbe-
zirksvorschlag beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters und 
der Vertretung der Stadt Detmold sind bis spätestens am 
Montag, 27. Juli 2020, 18.00 Uhr (48. Tag vor der Wahl, -
Ausschlussfrist-, § 15 Abs. 1 Satz 1 KWahlG) beim Wahl-
leiter der Stadt Detmold, Fachbereich 3, -Wahlteam-, Pau-
linenstr. 45 (1. Obergeschoss, Zimmer 1.02), 32756 Det-
mold, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
  
Detmold, den 17. Juni 2020 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
und die Wahl des Bürgermeisters  
der Stadt Detmold 
 
 
( Heller ) 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
413 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Horn-Bad Meinberg in den Wahlbezirken und 
aus den Reservelisten und für die Wahl des 
Bürgermeisters am 13. September 2020 

 hier: Änderung 
 
Die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die Wahl der Vertretung der Stadt Horn-Bad Meinberg in 
den Wahlbezirken und aus den Reservelisten und für die 
Wahl des Bürgermeisters am 13. September 2020 vom 
14.02.2020 (Kreisblatt Lippe vom 25.02.2020, Nr. 103) wird 
aufgrund der entsprechenden Regelungen des Gesetzes 
zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 (GV. NRW. 
2020 S. 379) durch die nachfolgende Fassung ersetzt: 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV.NRW. 1993 S. 592, ber. S. 967), in 
der zurzeit gültigen Fassung, fordere ich hiermit zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Außerdem fordere ich hiermit gemäß § 75 b KWahlO zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- des Bürgermeisters der Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
auf.  
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, im Rathaus, 
Zimmer 27, während der Dienststunden kostenlos abgege-
ben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über die Kommunal-
wahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlge-
setz) -KWahlG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV.NRW. 1998 S. 454, ber. S. 509), in der 
zurzeit gültigen Fassung und der §§ 25, 26 und 31 sowie 
auf die §§ 6,7,8,13 des Gesetzes zur Durchführung der 
Kommunalwahlen 2020 (GV. NRW. 2020 S.379) und der  
§§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher und männlicher 
Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), von diesen al-
lerdings keine Reserveliste, eingereicht werden.  

 
 

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im 
Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine 
derartige Versammlung nicht zustande, so kann die 
Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in einer Ver-
sammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Ent-
sprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber auf der Reserveliste und für die Be-
stimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber für ei-
nen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist nur, wer 
am Tage des Zusammentritts der Versammlung im 
Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur 
gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts 
der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind frühestens ab dem 01. August 2019, 
die Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach der 
öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlge-
bietes in Wahlbezirke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hier-
für vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss ei-
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch 
erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen.  

  
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der Ver-
sammlung, Form der Einladung, Zahl der erschiene-
nen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten und 
Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmten Teilnehmer ge-
genüber dem Wahlleiter an Eides Statt zu versichern, 
dass die Wahl des Bewerbers für das Amt des Bür-
germeisters und der Bewerber für die Vertretung in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist.  

 
 Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versiche-

rung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass 
die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Ab-
stimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer Aus-
fertigung der Niederschrift und der Versicherung 
an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlages. 
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1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in 
der Vertretung des Kreises Lippe, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie 
einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm 
hat. Dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Ta-
ge der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestä-
tigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Sat-
zung und Programm von Parteien und Wählergrup-
pen eingereicht werden können, macht das Innenmi-
nisterium nach dem Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
öffentlich bekannt.  

 
 Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungs-

frist gegenüber dem Wahlleiter nach, dass für ihn im 
Melderegister eine Auskunftssperre nach den melde-
rechtlichen Vorschriften eingetragen ist, ist anstelle 
von Wohnort und E-Mail-Adresse oder Postfach eine 
Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden, die sich eben-
falls aus Angabe einer Gemeinde mit Postleitzahl und 
einer E-Mail-Adresse oder eines Postfachs zusam-
mensetzt. 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters kön-

nen auch von Parteien und Wählergruppen gemein-
sam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Be-
werber entweder in einer gemeinsamen Versamm-
lung oder in getrennten Versammlungen der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Wahlvor-
schlagsträger des gemeinsamen Wahlvorschlags dür-
fen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber 
wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters 

soll nach dem Muster der Anlage 11d der KWahlO 
eingereicht werden. Er muss enthalten: 

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; andere Wahlvorschläge können durch 
ein Kennwort des Wahlvorschlagträgers gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-
Adresse oder Postfach (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

 
 Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen und 

Anschrift der Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauensperson hervorgehen. 

 
 
 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen muss von den für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitungen aller beteiligten Parteien oder 
Wählergruppen unterzeichnet sein und soll anschlie-
ßend von allen Trägern des Wahlvorschlags gemein-
sam eingereicht werden. Bei anderen Wahlvorschlä-
gen muss der Unterzeichner des Wahlvorschlags im 
Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 96 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Dies gilt je-
doch nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als Be-
werber vorgeschlagen wird. Die Wahlberechtigung ist 
nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung 
mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unter-
zeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vo-
raussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahl-
vorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge 
von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht wer-
den. 

 Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahl-
vorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genann-
ten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 96 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschrif-
ten auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur 
KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beach-
ten: 

 
- Die Formblätter werden auf Aufforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergrup-
pe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei 
Einzelbewerbern das Kennwort, sowie Familien-
name, Vorname und Wohnort des vorzuschlagen-
den Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat 
diese Angaben im Kopf der Formblätter zu ver-
merken. 

 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag 

unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unter-
schreiben; neben der Unterschrift sind Familien-
name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift 
(Hauptwohnung) des Unterzeichners anzugeben. 

 
- Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt o-

der gesondert eine Bescheinigung der Stadt Horn-
Bad Meinberg nach dem Muster der Anlage 15 zur 
KWahlO beizufügen, dass er im Wahlgebiet wahl-
berechtigt ist. 

 
- Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvor-

schlag derselben Art (also nur einen Wahlvor-
schlag für die direkte Wahl im Wahlbezirk und nur 
eine Reserveliste sowie nur einen Wahlvorschlag 
für die Wahl des Bürgermeisters) unterzeichnen.  
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 Hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeich-

net, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren 
Wahlvorschlägen ungültig. Die Unterzeichnung 
des Wahlvorschlags durch den Bewerber ist zu-
lässig, wenn dieser in der Gemeinde wahlberech-
tigt ist. 

 
- Wahlvorschläge von Parteien von Wählergruppen 

dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch 
eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unter-
zeichnet werden. Vorher geleistet Unterschriften 
sind ungültig. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; die Er-
klärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgege-
ben werden. Dabei hat der Bewerber zu versi-
chern, dass er für keine andere gleichzeitig statt-
findende Wahl zum Bürgermeister oder Landrat 
kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zu-
stimmungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe ei-
nes gültigen Wahlvorschlags. 

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgege-
ben werden. 

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung des Bewerbers (Anlage 9c zur 
KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vor-
geschriebenen Versicherungen an Eides statt. 
(Anlage 10c zur KWahlO). 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbindung 

mit der Satzung über die Zahl der für den Rat der 
Stadt Horn-Bad Meinberg zu wählenden Vertreterin-
nen und Vertreter vom 29.02.2008 sind für die Stadt 
Horn-Bad Meinberg 32 Vertreter, davon 16 in Wahl-
bezirken zu wählen. 

 
 Auf die Bekanntmachung der Wahlbezirkseinteilung 

der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 06.02.2020 für die 
Kommunalwahl 2020 wird hingewiesen. Sie kann je-
derzeit beim Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, 
Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, im Rathaus, 
Zimmer 27, während der Dienststunden eingesehen 
werden. 

 
3.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern 
können durch ein Kennwort gekennzeichnet wer-
den; 

 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei Beamten 
und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 
KWahlG sind auch der Dienstherr und die Be-
schäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, an-
zugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten. 

 
3.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Un-
terzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten.  

 
3.4 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen fer-
ner von mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahl-
bezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt 
auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern. Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungs-
gemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vor-
liegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
3.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 3 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

 
Ziffer 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass 
der Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den 
Bewerber ist zulässig.  

 
3.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die Er-
klärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgege-
ben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe ei-
nes gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-

ter der Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt 
werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht,  
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 soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der 

Versicherung an Eides Statt einem anderen Wahl-
vorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (s. auch 1.2 
Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 

Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungs-
verhältnis sowie im Falle des § 13 Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe b oder d KWahlG auch die ausgeübte 
Tätigkeit, falls der Wahlleiter dies zur Behebung 
von Zweifeln für erforderlich hält.  

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder eine Wählergruppe 
auftreten. Die Reserveliste muss von der für das 
Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse oder Post-
fach sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber in 
erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Ar-
beitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind 
auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbe-
hörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, 
bei der sie angestellt sind, anzugeben.  

 
 Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der 

Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge im Übri-
gen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für 
einen auf einer Reserveliste aufgestellten Bewerber 
sein soll.  

 
4.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewer-

ber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf der 
Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber sein (§ 
16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner 
enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden 

Bewerbers; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu erset-
zende Bewerber aufgestellt ist.  

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 9 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein.  

 
 
 
 
 

 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 9 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschrif-
ten auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der 
Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforde-
rung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei 
oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeich-
nung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zustimmungser-
klärung der Bewerber ist auf der Reserveliste nach 
dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem 
Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer 
Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, so-
weit Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk auf-
gestellt sind und die Bescheinigung für diesen Wahl-
vorschlag vorliegt oder beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters und 
der Vertretung der Stadt Horn-Bad Meinberg sind bis spä-
testens zu dem in § 6 des Gesetzes zur Durchführung der 
Kommunalwahlen 2020 genannten Zeitpunkt (48. Tag vor 
der Wahl, 27. Juli 2020, 18.00 Uhr - Ausschlussfrist), 
beim Wahlleiter der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 
4, 32805 Horn-Bad Meinberg, im Rathaus, Zimmer 27, ein-
zureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (www.horn-badmeinberg.de) unter der 
Rubrik Bekanntmachungen bereitgestellt.  
 
Horn-Bad Meinberg, 15.06.2020 
 
Der Wahlleiter  
für die Wahl der Vertretung  
und die Wahl des Bürgermeisters 
der Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
 
Rother 

Kr.Bl. Lippe 25.06.2020 
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Stadt Lage 
 
414 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Stadt 
Lage 2020 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967) in der zur-
zeit geltenden Fassung fordere ich hiermit zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Lage, Fachgruppe 
Zentrale Dienste, Wahlen, Am Drawen Hof 1 (Zimmer 
3.007), 32791 Lage, während der Dienststunden kostenlos 
abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - 
in der zurzeit geltenden Fassung und auf die §§ 25, 26 und 
31 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen in weiblicher und männlicher Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1.  Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), 
von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen 
Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ Einzelbewerbe-
rinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, ein-
gereicht werden. 

 
1.2  Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer 

Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur be-
nannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden 
ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustan-
de, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre Be-
werber in einer Versammlung von Wahlberechtigten 
aufstellen lassen. 

 
Unionsbürger sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar. 

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes 
gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen 
Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
 
 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversamm-
lung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zu-
sammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterin 
einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 

 
Die Vertreter/Vertreterin für die Vertreterversammlung 
und die Bewerber/Bewerberinnen sind ab dem 1. Au-
gust 2019, die Bewerber/Bewerberinnen für die 
Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Be-
kanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahl-
bezirke zu wählen. 

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hier-
für vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss ei-
ner Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch 
erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstim-
mung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über 
die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung sowie über das Ver-
fahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin 
regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 
Satzungen. 

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der 
Bewerber/Bewerberinnen mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der 
erschienenen Mitglieder, Vertreter/Vertreterinnen oder 
Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist 
mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben 
der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von 
dieser/diesem bestimmten Teilneh-
mer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an 
Eides Statt zu versichern, dass die Wahl der Bewer-
ber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat 
sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu 
erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der 
Bewerber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung 
einer Ausfertigung der Niederschrift und der Ver-
sicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3  Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in 
der Vertretung des Kreises Lippe, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im 
Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie 
einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm 
hat. Dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte 
Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Ta-
ge der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben. 
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Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 
sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestä-
tigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Sat-
zung und Programm von Parteien und Wählergrup-
pen eingereicht werden können, hat das Ministerium 
für Inneres und Kommunales nach dem Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung öffentlich bekannt gemacht.  
Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist nach, dass für ihn im Melderegister eine Aus-
kunftssperre gemäß § 51 Bundesmeldegesetz einge-
tragen ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwoh-
nung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die 
Angabe eines Postfachs genügt nicht.  

 
2.  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 

Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbindung 
mit der Satzung über die Zahl der in den Rat der 
Stadt Lage zu wählenden Vertreterinnen und Vertre-
ter vom 24. April 2008 sind 
 
für die Stadt Lage 40 Vertreter, davon 20 in Wahlbe-
zirken zu wählen. 

 
Auf die Bekanntmachung der Stadt Lage vom 13. 
Februar 2020 über die Einteilung des Wahlgebietes in 
Wahlbezirke für die Kommunalwahl 2020 wird hinge-
wiesen. Sie kann jederzeit beim Wahlleiter der Stadt 
Lage, Fachgruppe Zentrale Dienste, Wahlen, Am 
Drawen Hof 1, Zimmer 3.007, 32791 Lage, während 
der Dienststunden eingesehen werden. 

 
2.1  Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten: 

 
-  den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag 
einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen können durch ein 
Kennwort gekennzeichnet werden; 

 
-  Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerbe-
rin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 
Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell-
schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäf-
tigt sind, anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten. 

 
2.2  Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Un-
terzeichner seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 
selbst leisten. 

 
 
 
 
 

 
2.3  Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen fer-
ner von mindestens 3 Wahlberechtigten des Wahlbe-
zirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch 
für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Bewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nach-
zuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit 
dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht recht-
zeitig erbracht werden. 

 
2.4  Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 3 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 

 
Dabei ist Folgendes zu beachten: 

 
-  Die Formblätter werden auf Anforderung vom 

Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung 
sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der 
Partei oder Wählergruppe, die den Vorschlag ein-
reichen will, bei Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen das Kennwort sowie 
Familienname, Vornamen und Wohnort des/der 
vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzu-
geben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf 
der Formblätter zu vermerken. 

 
-  Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unter-

stützen, müssen dies auf dem Formblatt persön-
lich und handschriftliche unterschreiben; die An-
gaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der 
Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Un-
terzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag 
der Unterzeichnung sind vom Unterzeichner/von 
der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich 
auszufüllen. 

 
-  Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist 

auf dem Formblatt oder gesondert eine Beschei-
nigung seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem 
Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, 
dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
-  Ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte darf 

nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat je-
mand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so 
ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlä-
gen ungültig. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch 
den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 

 
2.5.  Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 

-  Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur 
KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahl-
vorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemä-
ße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum  
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 Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 

die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 
 

-  Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Mus-
ter der Anlage 13 zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

 
-  Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen 
mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebe-
nen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifü-
gung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides Statt 
einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet bei-
gefügt ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntma-
chung). 

 
-  Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 

Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienstverhältnis, falls der 
Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln für er-
forderlich hält. 

 
3.  Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1  Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftre-
ten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlge-
biet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 

 
3.2  Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten: 

 
-  den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht; 
 

-  Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, 
Geburtsort und Anschrift sowie Staatsangehörig-
keit der Bewerber/Bewerberin in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 
13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr 
und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell-
schaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäf-
tigt sind, anzugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten. 

 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Rei-
henfolge im Übrigen, Ersatzbewer-
ber/Ersatzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder für 
einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werbers/Bewerberin sein soll. 

 
3.3  Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserve-

liste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine 
im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reservelis-
te aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte ande-
re Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss 
die Reserveliste ferner enthalten: 

 
 

 
-  den Familien- und Vornamen des zu ersetzenden 

Bewerbers/Bewerberin; 
 

-  den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 
Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu er-
setzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 

 
3.4  Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 17 Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Die Unterschriften sind auf 
amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 
14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der 
Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für 
die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 und Nr. 2.4 ent-
sprechend. 

 
3.5  Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die 

Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerbe-
rinnen auf der Reserveliste nach dem Muster der An-
lage 11b oder einzeln nach dem Muster Anlage 12b 
zur KWahlO abzugeben ist. Eine Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewer-
ber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk 
aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbe-
zirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge sind bis spätestens zu dem in § 15 
Abs. 1 Satz 1 KWahlG in Verbindung mit § 6 des Gesetzes 
zur Durchführung der Kommunalwahlen 2020 vom 
29.05.2020 (GV. NRW. 2020, Ausgabe Nr. 19, S. 379, 380) 
genannten Zeitpunkt (48. Tag vor der Wahl, 27.07.2020, 
18.00 Uhr - Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Stadt 
Lage, Fachgruppe Zentrale Dienste, Wahlen-, Am Drawen 
Hof 1, Zimmer 3.007, 32791 Lage, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Lage, 10.06.2020 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Stadt Lage 
 
 
M. Kalkreuter 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
415 Bekanntmachung des Beschlusses des Rates 

der Stadt Lage über den Jahresabschluss 2018 
und die Entlastung des Bürgermeisters 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 
17.12.2019 den vom Rechnungsprüfungsausschuss ge-
prüften Jahresabschluss durch Beschluss festgestellt, über 
die Behandlung des Jahresergebnisses beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt (§ 96 Abs. 1 GO 
NRW). 
 
Der Jahresabschluss 2018 der Stadt Lage wurde dem 
Kreis Lippe gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben vom 
08.01.2020 angezeigt. 
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Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 
2018 werden wie folgt bekannt gemacht: 

 
Bilanzsumme zum 31.12.2018  265.610.699,04 € 
 
Gesamtergebnisrechnung: Jahresüberschuss  798.151,91 € 
 
Der Jahresüberschuss  wird der Ausgleichsrücklage zuge-
führt. 
 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt bis zur Feststellung des 
Jahresabschlusses 2019 bei der Stadt Lage, Lagenser Fo-
rum, Am Drawen Hof 1, 32791 Lage, im Raum 4.211, - 
Fachteam Finanzbuchhaltung- während der Dienststunden 
öffentlich zur Einsichtnahme aus.  

 
Die wesentlichen Positionen der Schlussbilanz zum 
31.12.2018 sind nachstehend abgedruckt. 
 

Aktiva zum 31.12.2018 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände 74.047,27 

Grünflächen 10.054.891,03 

Ackerland 2.000.837,76 

Wald, Forsten 845.570,58 

Sonst. unbebaute Grundstücke 6.628.894,44 

Kinder- und Jugendeinrichtungen 6.475.032,00 

Schulen 60.033.245,00 

Wohnbauten 2.169.373,00 

Sonstige Dienst- , Geschäfts- und Betriebsgebäude 33.462.771,58 

Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 12.696.163,03 

Brücken 468.850,97 
Straßennetz mit Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungs-
anlagen 51.114.947,54 

Bauten auf fremdem Grund und Boden 37.703,00 

Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 17,00 

Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 4.779.335,00 

Betriebs- und Geschäftsausstattung 5.599.582,00 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.855.227,00 

Anteile an verbundenen Unternehmen 6.202.000,00 

Beteiligungen 17.449.503,00 

Sondervermögen 25.931.868,00 

Wertpapiere des Anlagevermögens 1.712.234,13 

Sonstige Ausleihungen 78.895,28 

Umlaufvermögen 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 98.628,00 

Grundstücke zur Vermarktung 682.246,29 
Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 4.793.837,35 

Privatrechtliche Forderungen 977.151,10 

Sonstige Vermögensgegenstände 4.261.324,79 

Liquide Mittel 3.380.407,78 

Aktive Rechnungsabgrenzung 1.746.115,12 

Summe Aktiva 265.610.699,04 
 

 
 
  

  

 

Passiva zum 31.12.2018 

Eigenkapital 

Allgemeine Rücklage 23.916.841,43 

Ausgleichsrücklage 1.738.930,70 

Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 798.151,91 

Sonderposten 

für Zuwendungen 42.762.419,98 

für Beiträge 25.426.486,52 

für den Gebührenausgleich 184.668,04 

Sonstige Sonderposten 657.190,00 

Rückstellungen 

Pensionsrückstellungen 43.735.852,00 

Rückstellungen für Deponien und Altlasten 47.500,00 

Instandhaltungsrückstellungen 1.615.501,05 

Sonstige Rückstellungen 1.913.208,33 

Verbindlichkeiten 
Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen vom öf-
fentlichen Bereich 66.821.290,27 
Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen vom priva-
ten Kreditmarkt 5.683.533,36 

Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 35.362.940,00 
Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen 
gleichkommen 5.592.151,42 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.573.776,82 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 163.283,33 

Sonstige Verbindlichkeiten 1.322.405,58 

Erhaltene Anzahlungen 301.283,39 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten 5.993.284,91 

Summe Passiva 265.610.699,04 
   

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Jahresabschluss wird hiermit gem. § 96 Absatz 2 Ge-
meindeordnung  für das Land Nordrhein-Westfalen (Be-
kanntmachung vom 14.07.1994; GV NW S. 666) in der 
zurzeit gültigen Fassung öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung des Be-
schlusses des Rates der Stadt Lage über den Jahresab-
schluss 2018 und die Entlastung des Bürgermeisters ist auf 
der Internetseite der Stadt Lage 
www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Lage, den 17. 06. 2020 
 
 
gez. Kalkreuter  
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
416 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes 
(BMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013 (Bundesgesetzblatt I 2013, Seite 1084 ff), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17.02.2020 (BGBl. I S. 
166), weist die Meldebehörde auf Folgendes hin: 
 
Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Daten 
an das Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 36 Absatz 2 Satz 1 BMG 
auf das Recht, der Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 
des Soldatengesetzes widersprechen zu können. Dies gilt 
nur bei der Anmeldung von Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 
 
Nach § 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und 
Männer, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, 
verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie 
hierfür tauglich sind. Zum Zweck der Übersendung von In-
formationsmaterial übermitteln die Meldebehörden dem 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
aufgrund § 58c Absatz 1 des Soldatengesetzes jährlich bis 
zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig wer-
den: 
 
1.  Familienname 
2.  Vornamen 
3.  gegenwärtige Anschrift. 
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt.  
Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
Betroffene, die von ihren Widerspruchsrechten Ge-
brauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die 
entsprechende Erklärung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entspre-
chender Vordruck wird hierfür bereitgehalten. Bei Per-
sonen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift der 
Sorgeberechtigten.  
 
Lemgo, den 08.06.2020 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
417 Widerspruchsrecht gegen Datenübermittlun-

gen 
 
Gemäß § 42 Abs.3 und § 50 Abs. 5 des Bundesmeldege-
setzes (BMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013 (Bundesgesetzblatt I 2013, Seite 1084 ff), zu- 
 
 
letzt geändert durch Gesetz vom 17.02.2020 (BGBl. I S. 
166), weist die Meldebehörde auf Folgendes hin: 
 
1.  Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Da-

ten an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesell-
schaft durch den Familienangehörigen eines Mit-
glieds dieser Religionsgesellschaft 
 

 Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 
BMG auf das Recht, der Datenübermittlung nach § 42 
Absatz 2 BMG widersprechen zu können: 

 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde gemäß § 42 Absatz 
2 BMG von diesen Familienangehörigen folgende Da-
ten übermitteln: 

 
1.  Vor- und Familiennamen, 
2.  Geburtsdatum und Geburtsort, 
3.  Geschlecht, 
4.  Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religi-

onsgesellschaft, 
5.  derzeitige Anschriften, 
6.  Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 
7.  Sterbedatum. 

 
 Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhin-

dert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaft. Diese Zweckbindung 
wird dem Empfänger bei der Übermittlung mitgeteilt. 
Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleini-
gen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er 
gilt bis zu seinem Widerruf. 

 
2.  Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Da-

ten an Parteien, Wählergruppen u.a. bei Wahlen und 
Abstimmungen 

 
 Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf 

das Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 1 
BMG an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern 
von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen 
und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler 
Ebene zu widersprechen. 

 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Par-
teien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Ab-
stimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in 
den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden 
Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in 
§ 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten von  
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 Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für de-

ren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend 
ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten dürfen da-
bei nicht mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der 
die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die 
Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden 
und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder  

 
 Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. Bei einem 

Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der 
Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen 
Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf. 

 
3.  Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Da-

ten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an 
Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 

 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf 
das Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 2 
BMG zu widersprechen. 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Aus-
kunft aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubi-
läen von Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 
Absatz 2 BMG Auskunft erteilen über 
 
1.  Familienname, 
2.  Vornamen, 
3.  Doktorgrad, 
4.  Anschrift sowie 
5.  Datum und Art des Jubiläums. 
 
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte wei-
tere Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder fol-
gende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes 
folgende Ehejubiläum. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermit-
telt. Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei 
denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. 
Er gilt bis zu seinem Widerruf. 

 
4.  Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Da-

ten an Adressbuchverlage 
 

Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf 
das Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 3 
BMG an Adressbuchverlage widersprechen zu können. 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 BMG Ad-
ressbuchverlagen zu allen Einwohnern, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über 
 
1.  Familienname, 
2.  Vornamen, 
3.  Doktorgrad und 
4.  derzeitige Anschriften. 
 
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe 
von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in Buch-
form) verwendet werden. Bei einem Widerspruch wer-
den die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei 
allen Meldebehörden, bei denen die betroffene Person 
gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
 
 
 

 
Betroffene, die von ihren Widerspruchsrechten Ge-
brauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die 
entsprechende Erklärung schriftlich oder zur Nie-
derschrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürger-
büro, Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein 
entsprechender Vordruck wird hierfür bereitgehal-
ten. Bei Personen unter 16 Jahren bedarf es der Un-
terschrift der Sorgeberechtigten.  

 
Lemgo, 08.06.2020 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



594 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
418 Neufassung der Verbandssatzung des Zweck-

verbandes Volkshochschule Lippe-Ost 
 
Die Neufassung der Verbandssatzung des Zweckverban-
des Volkshochschule Lippe-Ost ist nach Abschluss des 
Genehmigungsverfahrens bei der Aufsichtsbehörde am 
10.06.2020 im Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden veröffentlicht worden. 
 
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG) hin. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 22. Juni 2020 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Jörg Bierwirth 

Kr.Bl.Lippe 25.06.2020 
 
 
 
419 Bekanntmachung der 26. Änderung des Flä-

chennutzungsplanes der Stadt Schieder-
Schwalenberg - Umwandlung von gewerbli-
chen Bauflächen (G) in ein sonstiges Sonder-
gebiet (SO) für großflächigen Einzelhandel - 

 hier: Wirksamwerden nach Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens 

 
Die Bezirksregierung Detmold hat die 26. Änderung des 
Flächennutzungsplanes mit Verfügung vom 06.05.2020 - 
Az.: 35.02.01.500-016/2020-001 - nach § 6 Absatz 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2808, 2831) genehmigt. 
 
Art und Umfang der 26. Änderung des Flächennutzungs-
planes können dem beigefügten Planauszug entnommen 
werden, der dieser Bekanntmachung beigefügt ist. 
 
Wesentlicher Inhalt der Planänderung ist die Umwand-

lung von gewerblichen Bauflächen in ein sonstiges 
Sondergebiet (SO) für großflächigen Einzelhandel im 
Ortsteil Schieder (Übersichtsplan zu dieser Bekannt-

machung)  
 
Nach § 6 Absatz 5 BauGB wird die Erteilung der Genehmi-
gung der Bezirksregierung Detmold hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die 26. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schieder-
Schwalenberg wirksam. 
 
Die genehmigte Flächennutzungsplanänderung wird ein-
schließlich der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung vom Tage dieser Bekanntmachung an bei der 
Stadt Schieder-Schwalenberg auf Dauer in den Amtsräu-
men des Fachbereich 2 - Stadtentwicklung - zu Jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Der Flächennutzungsplan, 
sowie dessen Anlagen können während der Dienststunden 
eingesehen werden. Über den Inhalt des Planes und sei-
nen Anlagen wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  

 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Absatz 1 
BauGB 

 
a. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,  
 

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und  

 
c. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 

des Abwägungsvorgangs  
 
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Stadt Schieder-Schwalenberg unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom  14. Juli 
1994 (GV NW S. 666) beim Zustandekommen dieser Flä-
chennutzungsplanänderung kann gemäß § 7 Absatz 6 GO 
NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeige-verfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 

b. die 26. Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  

 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss (Feststel-
lungsbeschluss) vorher beanstandet oder  

 

d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Ergänzende Hinweise: 
 
Gemäß § 6a Abs. 2 BauGB wird die wirksame 26. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes mit der Begründung und 
der zusammenfassenden Erklärung im pdf-Format auch in 
das Internet unter: 
http://www.schieder-schwalenberg.de/Bürger-und-
Service/Rathaus/Bekanntmachungen.de 
eingestellt werden.  
 
Die v. g. noch einzustellenden Unterlagen der 26. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schieder-
Schwalenberg werden in einem zentralen Portal des Lan-
des Nordrhein-Westfalen unter der Internetseite https://uvp-
verbund.de/nw zugänglich gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 12.06.2020 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 
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Gemeinde Schlangen 
 
420 Straßennamenänderung 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung 
am 23.04.2020 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die Umbe-
nennung des Schulhofes Schlangen am Ende der Rosen-
straße in Friedrich-Copei-Platz. Die August-Hermann-
Francke-Schule erhält die postalische Anschrift Friedrich-
Copei-Platz 1 und die Grundschule Schlangen erhält die 
postalische Anschrift Friedrich-Copei-Platz 2.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 2 Abs. 3 BekanntmachungsVO 
NRW bestätigt, dass der obige Wortlaut des Beschlusses 
zur Straßennamen-änderung gefasst wurde, überein-
stimmt und dass die nach § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntma-
chungsVO NRW einzuhaltenden Formvorschriften einge-
halten wurden. 
 
Schlangen, den 15.06.2020 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 


